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Preußiſche Geſetzſammlung 


Jahrgang 1923 Nr. 5. 


(Nr. 12437.) Geſetz über den Verkehr mit Grundſtücken. Vom 10. Februar 1923. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
Sl 


(1) Alle Rechtsgeſchäfte, die die Veräußerung eines Grundſtücks oder eines Grundſtücksteils 
oder die Beſtellung oder Übertragung eines Erbbaurechts oder die Beſtellung eines Nießbrauchs an 
einem Grundſtück oder einem Grundſtücksteile zum Gegenſtande haben, bedürfen zu ihrer Rechts⸗ 
wirkſamkeit der Genehmigung. Der Genehmigung bedürfen insbeſondere auch die freihändige Ver⸗ 
äußerung durch den Konkursverwalter, die Einbringung eines Grundſtücks in eine Geſellſchaft und 
die Auseinanderſetzung bei Auflöſung einer Geſellſchaft. Die Auflaſſung, die Bewilligung der 
Eintragung oder Umſchreibung eines Erbbaurechts oder der Eintragung eines Nießbrauchs bedürfen 
der Genehmigung, wenn das zugrundeliegende Verpflichtungsgeſchäft nicht genehmigt iſt. 

(2) Die Beſtimmungen dieſes Geſetzes finden keine Anwendung bei Rechtsgeſchäften über 

a) Grundſtücke, die ganz oder überwiegend im land, teich- oder forſtwirtſchaftlichen Betrieb 
oder gewerbsmäßig gartenwirtſchaftlich genutzt werden, ferner Moor-, Od⸗, Heide- und 
Unland ohne Rückſicht auf die Größe; 

b) Grundſtücke, die weniger als 500 Mark Gebäudeſteuernutzungswert haben oder kleiner 
als 100 Quadratmeter ſind. 

RR 

(1) Zuſtändig für die Erteilung der Genehmigung ift in Städten mit mehr als 10 000 Ein- 
wohnern und in den in Anſehung der allgemeinen Landesverwaltung ſelbſtändigen Städten der 
Provinz Hannover der Gemeindevorſtand, im übrigen der Landrat. a 

(2) Die Genehmigung kann nur verſagt werden mit Zuſtimmung eines Ausſchuſſes, deſſen Vor⸗ 
ſitzender in den im Abf. 1 aufgeführten Städten der Bürgermeiſter, im übrigen ber Landrat iſt, 
und deſſen übrige Mitglieder in den im Abſ. 1 aufgeführten Städten von der Stadtverordneten— 


verſammlung, im übrigen von dem Kreistage gewählt werden und mindeſtens zur Hälfte Grund⸗ 


beſitzer ſein müſſen. 
() Liegt das Grundſtück im Bezirk mehrerer Behörden, ſo iſt diejenige Behörde zuſtändig, in 
deren Bezirk der größte Teil des Grundſtücks gelegen iſt. 

(4) Sollen mehrere Grundſtücke durch ein Rechtsgeſchäft in eine Geſellſchaft eingebracht werden, 
die in verſchiedenen Kreiſen (Regierungsbezirken, Provinzen) liegen, jo hat auf Antrag der Regierungs- 
präſident und im Bezirke des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk der Verbandspräſident (Ober⸗ 
präſident, Miniſter für Volkswohlfahrt) die zuſtändige Stelle zu beſtimmen. 

Geſetzſammlung 1923. (Nr. 12437.) i 
Ausgegeben zu Berlin den 16. Februar 1923. 
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in 


Genehmigung iſt nicht erforderlich bei Rechtsgeſchäften 


des Reichs, der Länder, von Gemeinden oder anderen Körperfchaften oder Anſtalten 


des öffentlichen Rechtes oder von Unternehmungen, die als gemeinnützig anerkannt ſind 
und ſich mit dem Siedlungsweſen oder der Errichtung von Wohnungen befaſſen, 


zwiſchen Ehegatten oder Perſonen, die untereinander in gerader Linie verwandt oder 


verſchwägert oder bis zum dritten Grade der Seitenlinie verwandt oder bis zum zweiten 
Grade der Seitenlinie verſchwägert ſind, 


die die Übernahme eines zu einem Nachlaſſe gehörigen Grundſtücks durch einen Erben 


oder Miterben betreffen, ſowie bei Rechtsgeſchäften, die mit Rückſicht auf ein künftiges 
Erbrecht unter geſetzlichen Erben erfolgen, 


„die nach anderen Vorſchriften der Genehmigung der Landeszentralbehörde bedürfen und 


dieſe erhalten haben. 8 4 


Die Genehmigung darf nur verſagt werden, wenn gewichtige Allgemeinintereſſen es erfordern, 


1 


10 


os 


insbeſondere 

wenn durch die Ausführung des Rech'sgeſchäfts die ordnungsmäßige Bewirtſchaftung 
des Grundſtücks zum Schaden der Wohnungsfürſorge oder die Erhaltung des beſtehenden 
Wohnraums oder des Wirtſchaftslebens gefährdet erſcheint, 

wenn das Rechtsgeſchäft zum Zwecke der Stillegung eines auf dem Grundſtücke betriebenen 
Induſtrie- oder gewerblichen Betriebs erfolgt, es ſei denn, daß die Stillegung aus 
beſonderen Gründen gerechtfertigt erſcheint, 


wenn das Rechtsgeſchäft unbillige Bedingungen enthält, die eine Ausnutzung der Notlage des 


Eigentümers bedeuten, insbeſondere, wenn der Preis erheblich hinter dem Werte zurückbleibt, 


wenn die Veräußerung an jemanden erfolgt, der aus dem Grundſtückshandel ein Gewerbe 


macht oder Grundſtücke zu ſpekulativen Zwecken aufkauft, 


wenn zu beſorgen iſt, daß die aus Anlaß der Grundſtücksveräußerung fällig werdenden 


Reichs⸗, Staats- und Gemeindeabgaben nicht pünktlich und vollſtändig gezahlt werden. 
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(1) Für Rechtsgeſchäfte über unbebaute Grundſtücke, bei denen der Erwerber die Verpflichtung 
zur Bebauung übernimmt, darf die Genehmigung nicht verſagt werden, wenn die alsbaldige Be— 
bauung durch Auflage geſichert werden kann. 

(2) Die Erfüllung der Auflage kann dadurch geſichert werden, daß zugunſten des Staates eine 
Geldzahlung als Strafe feſtgeſetzt wird, für die eine Sicherungshypothek im Grundbuch einzutragen 
iſt. Die Strafe und die Höhe der Sicherungshypothek ſind in dem Genehmigungsbeſcheide feſtzuſetzen. 

(3) Wenn der Erwerber feinen Wohnſitz nicht im Inlande hat, muß durch Auflage dafür 
geſorgt werden, daß er bei der Stellung des Eintragungsantrags einen im Bezirke der Grund— 
ſtücksgemeinde wohnhaften Bevollmächtigten ernennt, der ermächtigt iſt, den Eigentümer in allen 
das Grundſtück betreffenden Angelegenheiten zu vertreten, und daß er zugleich die zuſtändige Behörde 
ermächtigt, beim Wegfalle des Bevollmächtigten einen Erſatzmann zu beſtellen. 


9.6 


(1) Dem Antrag auf Erteilung der Genehmigung ſind beizufügen: 


I 


eine Ausfertigung oder beglaubigte Abſchrift des Vertrags und der zugehörigen Anlagen; 


n 


2. eine ſchriftliche Verſicherung der Vertragsteile, daß der zwiſchen ihnen geſchloſſene 
Vertrag richtig und vollſtändig mitgeteilt iſt, insbeſondere der Vertragsinhalt mit den 
tatſächlich getroffenen Vereinbarungen übereinſtimmt, und keine weiteren Nebenabreden 
Ben worden find. Auf Verlangen der für die Genehmigung zuſtändigen Behörde 
iſt die Verſicherung auf den Abſchluß und den Inhalt anderer mit dem n 
geschäft im Zuſammenhange ſtehender Rechtsgeſchäfte der Beteiligten zu erſtrecken. Die nach 
§ 2 zuſtändige Behörde kann verlangen, daß die Verſicherung an Eides Statt abgegeben wird. 

(2) Über den Eingang des Antrags auf Genehmigung hat die zuſtändige Behörde alsbald 
den Vertragsteilen eine Beſcheinigung zu erteilen. 

9 7. 

(1) Soweit die für die Genehmigung zuſtändige Behörde nicht die Gemmeinebehörhe iſt, i 
deren Bezirk das Grundſtück liegt, iſt dieſer Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 

(2) Soll die Genehmigung verſagt oder mit Auflage erteilt werden, 0 iſt den Beteiligten 
zuvor Gelegenheit zu mündlicher oder ſchriftlicher Außerung zu geben. 

(3) Binnen drei Wochen nach Eingang des Antrags der Beteiligten bei der zuſtändigen Be— 
hörde hat dieſe zu erklären, ob die Genehmigung erteilt oder verſagt wird. Die Erklärung iſt 
gegenüber dem Grundbuchamt abzugeben. i 

(4 Wird innerhalb der Friſt eine Erklärung nicht abgegeben, fo gilt die Genehmigung als erteilt. 

(5) Eine Abſchrift der Erklärung hat die zuſtändige Behörde den Beteiligten mitzuteilen. 


§ 8. 
(1) Der Beſcheid, durch den die Genehmigung ohne Einſchränkung erteilt wird, iſt endgültig. 
(2) Gegen den Beſcheid, daß die Genehmigung verſagt oder unter einer Auflage erteilt wird, 
können die Vertragsteile binnen zwei Wochen nach Zuſtellung die Entſcheidung des Regierungs— 
präſidenten, im Bezirke des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk des Verbandspräſidenten, in 
Berlin des Oberpräſidenten anrufen. Die Entſcheidung über die Beſchwerde iſt innerhalb drei 
Wochen zu erteilen und iſt endgültig. 99 
§ 9. 


Behörden, Notare und ſonſtige Urkundsperſonen ſind verpflichtet, unverzüglich, nachdem von 
ihnen eine Urkunde über ein genehmigungspflichtiges Rechtsgeſchäft aufgenommen worden iſt, der 
zuſtändigen Behörde Mitteilung zu machen. Der Mitteilung find die im § 6 Abſ. 1 beſtimmten 
Schriftſtücke beizufügen. Die Mitteilung gilt als Antrag im Sinne des § 6. 


§ 10. 
(1) Das Grundbuchamt darf einem Antrag auf Eintragung einer Rechtsänderung in das 
3 (sl Abf. 1 Satz 3) nur ſtattgeben, 
wenn offenkundig iſt, daß eine Genehmigung nicht erforderlich iſt, 
N wenn ihm die Genehmigung nachgewieſen wird, 
3. bei einer Genehmigung mit Auflage: wenn ihm die Genehmigung nachgewieſen wird 
und der Erwerber 
a) im Falle des § 5 Abſ. 1, 2 die Eintragung der in dem Genehmigungsbeſcheide 
feſtgeſetzten N bewilligt, 
b) im Falle des § 5 Abſ. 3 einen im Gebiete der Grundſtücksgemeinde wohnhaften 
Bevollmächtigten namhaft macht und die zuſtändige Behörde ermächtigt, beim 
Wegfalle des Bevollmächtigten einen Erſatzmann zu beſtellen, 
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4. wenn von dem Eingange des Antrags an, deſſen Zeitpunkt durch die im § 6 Abſ. 2 
vorgeſehene Beſcheinigung nachzuweiſen iſt, drei Wochen verſtrichen ſind, ohne daß dem 
Grundbuchamt eine Erklärung gemäß 8 7 Abſ. 3 zugegangen iſt. 

(2) Das Grundbuchamt hat der zuſtändigen Behörde Mitteilung zu machen, wenn es die 
Rechtsänderung gemäß Ziffer 1, 3 oder 4 eingetragen hat. 


Alte 
i) Iſt im Grundbuch auf Grund eines nicht genehmigten Rechtsgeſchäfts eine Rechtsänderung 
eingetragen, ſo kann die zuſtändige Behörde, falls nach ihrem Ermeſſen die Genehmigung erforderlich 
war, das Grundbuchamt um die Eintragung eines Widerſpruchs erſuchen. § 54 Abf. 1 der 
Grundbuchordnung bleibt unberührt. 
(2) Ein nach Abf. 1 eingetragener Widerſpruch iſt zu löſchen, wenn die zuſtändige Behörde 
darum erſucht. Sie hat darum zu erſuchen, ſobald ſie die Genehmigung erteilt. 
: $ 12. 
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ſchriften dieſes Geſetzes unterliegt, iſt die Genehmigung auch zu einer Veräußerung im Wege der 
Zwangsvollſtreckung einzuholen. Eine Auflage findet nicht ſtatt. Das Nähere, insbeſondere 
hibinſehtlich des Verfahrens der Zwangsverſteigerung, wird durch Verordnung des Staatsminiſteriums 


RH Dia N up ” Ireen mn Yes Draw AD Sunbird 
beſtimmt. Die Verordnung ift dem Landtage zur Kenntnisnahme vorzulegen. 
a 8 13. 
Das Staatsminiſterium wird ermächtigt, Rechtsvorgänge, die unter Umgehung dieſer Nor- 
ſchriften einem anderen die Möglichkeit verſchaffen follen, über ein Grundſtück wie der Eigentümer 
zu verfügen, den Vorſchriften dieſes Geſetzes zu unterſtellen. g 


§ 14. 
Die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen Vorſchriften erläßt der zuſtändige Miniſter. 
Sie ſind dem Landtage zur Kenntnisnahme vorzulegen. ö f 


$ 15. 

Das Geſetz tritt mit der Verkündung in Kraft, mit Ausnahme der Vorſchriften des § 12, 
die mit dem in der Verordnung feſtzuſetzenden Zeitpunkte des Inkrafttretens der Verordnung in 
Kraft treten. Es findet keine Anwendung auf alle diejenigen Rechtsvorgänge (Auflaſſung, Ein⸗ 
tragung im Grundbuche), welche in Erfüllung eines vor dem 1. Januar 1923 abgeſchloſſenen 
gültigen Rechtsgeſchäfts erfolgen. N 16 


Das Gefeh tritt mit dem 1. Juli 1926 außer Kraft. 


eres Hrucyimigung, unh den Dor 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfafjungs- 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 10. Februar 1923. 
Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Hirtſiefer. 


(Siegel.) 


Redigiert im Büro des Staatsminiſterums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
x Beſtellungen find an die Poſtanſtalten zu richten. 


